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A. Einleitung 

Mit dem vorliegenden Bericht werden die aktuellen europapolitischen Themen aus 

dem Arbeitsbereich des Staatsministeriums im Berichtszeitraum 1. Oktober 2014 

bis Ende Dezember 2014 dargestellt, ergänzt um einen Ausblick auf die zentralen 

Themen 2015. 

Von 2. bis 4. Dezember 2014 führten Ministerpräsident Kretschmann, Minister 

Friedrich und Ministerin Bauer mit Mitgliedern der neuen EU-Kommission, Abge-

ordneten des Europäischen Parlaments sowie Vertretern des Rats Gespräche über 

aktuelle europapolitische Themen.  

Ein zentrales Thema war die Digitalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Minis-

terpräsident Kretschmann diskutierte dazu sowohl mit dem zuständigen Kommissar 

Günther Oettinger im persönlichen Gespräch als auch im Rahmen einer Abendver-

anstaltung in der Landesvertretung Baden-Württemberg. Es wurde deutlich, dass 

für das Gelingen der Digitalisierung sowohl ein gemeinsamer europäischer Ord-

nungsrahmen als auch eine entsprechende EU-Förderpolitik, etwa zum Ausbau der 

Breitbandinfrastruktur, notwendig sind. 

Die transatlantische Handels-und Investitionspartnerschaft (TTIP) war bei vielen 

Terminen ein zentrales Thema, insbesondere beim Treffen mit Handelskommissarin 

Cecilia Malmström. Ministerpräsident Kretschmann unterstrich die wirtschaftliche 

Bedeutung des Freihandelsabkommens und die großen wirtschaftlichen Chancen 

für Baden-Württemberg. Gleichzeitig machte er deutlich, dass Baden-Württemberg 

den geplanten Regelungen zum Investitionsschutz und insbesondere zu den Inves-

tor-Schieds-Verfahren kritisch gegenübersteht, weil diese zwischen Staaten mit 

funktionierenden Rechtssystemen unnötig sind und die Gefahr einer Umgehung der 

nationalen Gerichtsbarkeit mit sich bringen. Gleichzeitig bringt der Abschluss eines 

Freihandelsabkommens mit den USA aber auch große wirtschaftliche Chancen für 

Baden-Württemberg,  

Die Landesregierung wird das Thema TTIP 2015 weiter aktiv begleiten. In den 

kommenden Wochen wird sich voraussichtlich das Kabinett mit dem Thema befas-

sen. 
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Ein weiterer thematischer Schwerpunkt der Reise war die europäische Flüchtlings-

politik. Dabei wurde klar, dass das Dublin-System reparaturbedürftig ist.  

Weitere wichtige Gesprächspartner von Ministerpräsident Kretschmann waren der 

Präsident des Europäischen Parlamentes, Martin Schulz, der Erste Vize-Präsident 

der EU-Kommission, Frans Timmermans, sowie Regionalkommissarin Corina 

Cre u. Den Gesprächen mit Vertretern der EU-Institutionen in Brüssel ging ein Brie-

fing des Ständigen Vertreters Deutschlands bei der EU, Herrn Botschafter Reinhard 

Silberberg, voraus. 

Die oben genannten Themen werden auch 2015 von zentraler Bedeutung sein. Die 

Energie-und Klimapolitik bis 2030 war Hauptthema des Europäischen Rats im Ok-

tober 2014. Mit Blick auf den Klimagipfel Ende 2015 in Paris wird auch dieses The-

ma weiterhin aktuell bleiben, ebenso das Investitionsprogramm der neuen Kommis-

sion, das Schwerpunkt auf dem Treffen des Europäischen Rats im Dezember war 

(siehe hierzu I. Europäische Räte). Darüber hinaus übernimmt Baden-Württemberg 

2015 wichtige Aufgaben im Rahmen der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit: 

Baden-Württemberg ist in diesem Jahr Vorsitzland der Internationalen Bodensee-

konferenz und richtet das Annual Forum der Donauraumstrategie aus (siehe hierzu 

V. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit). 

2015 ist außerdem das Europäische Jahr für Entwicklung unter dem Motto „Unsere 

Welt, unsere Würde, unsere Zukunft“. Ziel ist es, das Bewusstsein für die Entwick-

lungszusammenarbeit und deren Nutzen zu schärfen. Zahlreiche Veranstaltungen 

werden das Thema aufgreifen, so etwa der Europaaktionstag des Staatsministeri-

ums am 8. Mai 2015 auf dem Schlossplatz in Stuttgart. 

 

B. Schwerpunktthemen 

I. Europäische Räte 

1. Rahmen für eine Energie-und Klimapolitik bis 2030 (Oktober 2014) 

Im Rahmen des Rats im Oktober wurden Vereinbarungen zur Steigerung der 

Energieversorgungssicherheit in der EU getroffen. Außerdem wurde ein 

Rahmen für die Klima-und Energiepolitik bis 2030 beschlossen.  
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Dieser enthält die Vorgabe, die Treibhausgasemissionen um mindestens 40 

Prozent im Vergleich zu 1990 zu reduzieren. Hierzu soll der Bereich, auf den 

der Handel mit Emissionszertifikaten Anwendung findet, eine CO2-

Reduzierung um 43 Prozent erzielen. Voraussetzung hierfür ist  u.a. eine Re-

form des Emissionshandelssystems bei gleichzeitiger Fortführung des Sys-

tems kostenfreier Zuteilungen von Emissionsrechten für bestimmte Industrie-

bereiche, um Abwanderungen wichtiger Industriebereiche (sog. „Carbon 

Leakage“) zu vermeiden. Außerdem sind zahlreiche Umverteilungsmecha-

nismen für einzelne Mitgliedstaaten vorgesehen. In den übrigen Bereichen 

(z.B. Gebäude, Verkehr, Landwirtschaft) soll eine Reduktion um 30 Prozent 

erreicht werden. 

Auf dieser Grundlage wird die EU bis zum Frühjahr 2015 eine konkrete Ver-

handlungsposition für die Vorbereitung des Weltklimagipfels im Dezember 

2015 in Paris definieren. Der Zusatz „mindestens“ bietet für die EU die Mög-

lichkeit, bei einem ehrgeizigen Ergebnis der Pariser Weltklimakonferenz ihr 

CO2-Reduktionsziel noch zu erhöhen. 

Ebenfalls festgelegt wurden verbindliche Ziele zum Anteil Erneuerbarer 

Energien sowie zur Energieeffizienz bis 2030: Für den Anteil Erneuerbarer 

Energien in der EU wurde ein verbindliches EU-Ziel von mindestens 27 Pro-

zent festgesetzt. Zur Verbesserung der Energieeffizienz wurde ein indikatives 

EU-Ziel von mindestens 27 Prozent vorgegeben, wobei dieses Ziel im Jahr 

2020 mit Blick auf ein EU-Niveau von 30 Prozent überprüft werden soll. 

2. Förderung von Investitionen in Europa (Dezember 2014) 

Die Staats- und Regierungschefs befassten sich auf dem Europäischen Rat 

im Dezember schwerpunktmäßig mit dem Thema „Förderung von Investitio-

nen“. Die Schwerpunkte Investitionen, Strukturreformen sowie eine wachs-

tumsfreundliche Haushaltskonsolidierung solle Wachstum und Beschäftigung 

in Europa weiter steigern. Der Europäische Rat fordert in seinen Schlussfol-

gerungen die Einrichtung eines Europäischen Fonds für strategische Investi-

tionen (EFSI), um im Zeitraum 2015 bis 2017 einen Betrag von 315 Mrd. Eu-

ro für neue Investitionen zu mobilisieren. Der EFSI soll die laufenden EU-
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Programme und die Tätigkeit der Europäischen Investitionsbank EIB ergän-

zen und erweitern. 

Die EU-Kommission hatte hierzu Ende November 2014 eine erste Mitteilung 

vorgelegt (vgl. hierzu bereits die Unterrichtung durch Landesregierung vom 

31. Dezember 2014) und wird im Januar 2015 einen entsprechenden Recht-

setzungsvorschlag vorlegen, über den Rat und Europäisches Palramentr bis 

Juni 2015 entscheiden sollen. Mitte 2015 sollen bereits neue Investitionen 

aktiviert werden können.  

 

II. Beteiligungsrechte der Länder 

1. Gesetzgebungsverfahren zum Gesetz über die Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern in Europäischen Angelegenheiten 

Die derzeitige Überarbeitung des Gesetzes über die Zusammenarbeit von 

Bund und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union (EUZBLG) 

soll in Übereinstimmung mit der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts die Rechte der Länder weiter stärken. Der hierzu bereits in der letzten 

Legislaturperiode des Deutschen Bundestages eingebrachte EUZBLG-

Gesetzentwurf ist der Diskontinuität anheimgefallen. Ziel der Landesregie-

rung ist es, in der jetzigen Legislaturperiode erneut einen EUZBLG-Entwurf in 

das Gesetzgebungsverfahren einzubringen.  

Die Landesregierung führt daher federführend gemeinsam mit fünf weiteren 

Bundesländern (Bayern, Berlin, Hessen, Rheinlandpfalz und Saarland) Ver-

handlungen mit der Bundesregierung. Derzeit steht die Bundesregierung ei-

nem neuerlichen Gesetzgebungsverfahren zurückhaltend gegenüber.  

Zuletzt führten Minister Friedrich gemeinsam mit Staatsministerin Puttrich 

(Hessen) stellvertretend für die Länder am 9. Oktober 2014 ein Gespräch mit 

der Bundesregierung (u.a. vertreten durch Staatsminister Roth/ Auswärtiges 

Amt, Parlamentarischer Staatssekretär Kampeter/ Bundesministerium der Fi-

nanzen, Staatssekretär Baake/ Bundesministerium für Wirtschaft und Ener-

gie, Staatssekretärin Hubig/ Bundeministerium der Justiz und für Verbrau-

cherschutz und Parlamentarischer Staatssekretär Dr. Krings/ Bundesministe-
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rium des Innern). Im Ergebnis wurde vereinbart, zunächst auf Arbeitsebene 

Kompromissmöglichkeiten zu sondieren, bevor man sich erneut auf politi-

scher Ebene treffen wolle. Eine entsprechende Sitzung der Arbeitsebene ist 

zeitnah geplant. Die Landesregierung wird sich in dem Verhandlungsprozess 

zum EUZBLG auch weiterhin nachdrücklich für eine Stärkung der Beteili-

gungsrechte des Bundesrats einsetzen und dem Landtag hierzu zu gegebe-

ner Zeit erneut berichten. 

2. Inner Circle-Sitzungsformat in den EU-Ministerräten 

Seit der irischen Ratspräsidentschaft (1. Halbjahr 2013) wird in den Minister-

räten der EU ein Sitzungsformat praktiziert, wonach jedem Mitgliedstaat nur 

noch ein Platz in der ersten Reihe zur Verfügung steht, von dem aus verhan-

delt und gesprochen werden kann (sogenanntes inner-circle-Format). Dieser 

inner circle führt dazu, dass insbesondere im Bildungs-, Kultur- und Medien-

rat die aktive und gleichberechtigte Teilnahme der/ des Beauftragten des 

Bundesrats auf Ministerebene an den Verhandlungen gefährdet ist und hier-

durch die Ausübung grundgesetzlich garantierter Länderrechte faktisch be-

hindert wird (vgl. im Einzelnen: Bericht über aktuelle europapolitische The-

men vom 9. Oktober 2013, LT-Drs. 15/4133 und Bericht über aktuelle euro-

papolitische Themen vom 23. März 2014, LT-Drs. 15/4990). Da die Bemü-

hungen von Bund und Ländern auf europäischer Ebene, Deutschland bzw. 

auch anderen föderal organisierten Mitgliedstaaten einen zweiten Sitz in der 

ersten Reihe einzuräumen, bislang erfolglos geblieben sind, bestand die 

Notwendigkeit, mit dem Bund eine innerstaatliche (Zwischen-)Lösung zu fin-

den. Wie von der Europaministerkonferenz und im Anschluss auch von der 

Konferenz der Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanzleien gefor-

dert, ist es nunmehr gelungen, sich mit der Bundesregierung auf eine Rotati-

onslösung zu einigen. Die vor Ort konkret vorzunehmende Rotation soll da-

bei abhängig von der Tagesordnung und im gegenseitigen Einvernehmen auf 

politischer Ebene zwischen dem Vertreter der Bundesregierung und der Ver-

treterin oder dem Vertreter des Bundesrates auf Ministerebene festgelegt 

werden. Diese künftige Rotationspraxis soll nunmehr in einem Briefwechsel 

zwischen Staatsminister Roth (Auswärtiges Amt) und dem derzeitigen Vorsit-

zenden der Konferenz der Chefinnen und Chefs der Staats- und Senatskanz-
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leien Staatssekretär Zeeb festgehalten werden. Der formale Vollzug des 

Briefwechsels steht derzeit noch aus. 

 

III. Neubesetzung des Ausschusses der Regionen 

Am 26. Januar 2015 beginnt die 6. Mandatsperiode (2015-2020) des Aus-

schusses der Regionen (AdR). Aufgrund des Beitritts Kroatiens im Laufe der 

5. Mandatsperiode war die Anzahl der Sitze interimsweise auf 353 erhöht 

worden. Da dies mit den Regelungen des Art. 305 AEUV unvereinbar war, 

der eine maximale Anzahl von 350 Sitzen vorsieht, musste im Rat vor Beginn 

der 6. Mandatsperiode ein einstimmiger Beschluss zur künftigen Sitzvertei-

lung gefasst werden. Eine entsprechende Einigung konnte nach langen Ver-

handlungen erst am 16. Dezember 2014 erzielt werden (Dok. 16808/14). 

Dieser sieht vor, dass Luxemburg, Zypern und Estland je einen Sitz verlieren 

und die Sitzverteilung im Übrigen unverändert bleibt. Deutschland stimmte 

diesem Kompromiss zu, da der Beschluss eine Revision der Sitzverteilung 

auf Basis von Art. 300 AEUV rechtzeitig vor Beginn der nächsten Mandats-

periode nach 2020 vorsieht. Zudem gaben Deutschland, Frankreich und 

Großbritannien eine Notiz zu Protokoll, wonach sie den jetzigen Entscheid 

als unbefriedigend empfinden, da dieser den demografischen Gegebenhei-

ten, die nach Art. 300 Absatz 5 AEUV zu berücksichtigen seien, nur bedingt 

Rechnung trage (Dok. 16870/14 ADD1). Für den Ratsbeschluss wurde vorab 

das Einvernehmen des Bundesrates im Europakammerverfahren eingeholt. 

Der Ratsbeschluss wurde im Dezember im Amtsblatt veröffentlicht und trat 

damit in Kraft. Er wird zum 26. Januar 2015 wirksam. In der Folge konnte das 

Verfahren zur Ernennung der AdR-Mitglieder eingeleitet werden. So sind alle 

Mitgliedstaaten angehalten, bis zum 12. Januar 2015 ihre Kandidatenlisten 

einzureichen.  

Eine entsprechende Liste der deutschen AdR-Mitglieder und ihrer Stellvertre-

ter wurde von der Ministerpräsidentenkonferenz bereits im Oktober 2014 be-

schlossen. Das AdR-Mandat für Baden-Württemberg wird Herr Minister Peter 

Friedrich wahrnehmen, das Stellvertretermandat wird nach Mitteilung des 
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Landtags durch Herrn Abgeordneten Prof. Dr. Wolfgang Reinhart wahrge-

nommen. 

 

IV. EU-Strukturpolitik 

1. Europäischer Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) 

Das EFRE-Programm für Baden-Württemberg 2014 bis 2020 „Innovation und 

Energiewende" wurde von der EU-Kommission als drittes EFRE-Programm 

am 16. Oktober 2014 genehmigt. Die schnelle Genehmigung ist auch Folge 

des konstruktiven informellen Dialogs, den die EFRE-Verwaltungsbehörde im 

MLR und die an der Umsetzung beteiligten Ressorts MFW, MWK und UM 

sowie das Staatsministerium mit der EU-Kommission seit Anfang 2012 ge-

pflegt haben. Beim RegioWIN-Wettbewerb haben elf Regionen fristgerecht 

im Herbst 2014 ihre regionalen Entwicklungskonzepte und Leuchtturmprojek-

te eingereicht. Die Entscheidung über die besten Leuchtturmprojekte fällt 

durch eine unabhängige Jury im Januar 2015. 

2.  Europäischer Sozialfonds (ESF) 

Die Auftaktveranstaltung zum Programmstart des ESF in Baden-

Württemberg in der Förderperiode 2014-2020 fand am 20. Oktober 2014 in 

der Liederhalle Stuttgart mit ca. 600 Teilnehmenden statt. Die Förderung be-

ginnt plangemäß zum 1. Januar 2015. 

3. Europäischer Landwirtschaftsfonds für die Entwicklung des Ländlichen 
Raums (ELER) 

Die ursprünglich bis Ende 2014 signalisierte Genehmigung des Maßnahmen- 

und Entwicklungsplans Ländlicher Raum Baden-Württemberg 2014 - 2020 

(MEPL III) war nach Informationen aus der EU-Kommission auf Grund der 

starken Belastung ihrer Dienststellen nicht möglich. Die Genehmigung könn-

te sich wegen notwendiger Anpassungen des EU-Haushalts bis Juni oder 

September 2015 hinauszögern. Betroffen davon sind alle Mitgliedstaaten und 

fast alle anderen Länder. Für 2014 konnten bei den wichtigsten Förderpro-

grammen Übergangsregelungen angewandt werden, so dass trotz des noch 
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laufenden Genehmigungsverfahrens eine weitgehende Kontinuität bei den 

Förderprogrammen gewährleistet wurde.  

Die EU-Verordnung ermöglicht, dass die Förderprogramme bis zur Geneh-

migung des MEPL III auf eigenes Risiko des Landes umgesetzt werden kön-

nen. Diese Möglichkeit wird von Baden-Württemberg in Anspruch genom-

men. Beim EU-Förderprogramm LEADER hat die EU-Kommission der Aus-

wahl der LEADER-Gebiete zugestimmt, allerdings auf eigenes Risiko (des 

Landes). Nach der Auswahl der LEADER-Gebiete läuft die Bewilligung des 

Regionalmanagements demnächst an. Das MLR ist hierzu in engem Kontakt 

mit der EU-Kommission und geht davon aus, dass es im Laufe des Geneh-

migungsverfahrens nicht zu Problemen kommt. 

4. INTERREG A-Programme „Oberrhein“ und „Alpenrhein-Bodensee-
Hochrhein“ 

Die EU-Kommission hat im Dezember 2014 die beiden grenzüberschreiten-

den Förderprogramme INTERREG A „Oberrhein“ und „Alpenrhein-

Bodensee-Hochrhein“ für die Jahre 2014 bis 2020 genehmigt. Beide Pro-

gramme liegen damit europaweit unter den zehn ersten INTERREG-

Programmen, die bislang durch die Kommission genehmigt wurden. Die Eu-

ropäische Union fördert im Rahmen des Ziels „Europäische Territoriale Zu-

sammenarbeit“ des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE) in 

der Förderperiode 2014 bis 2020 in über 60 Programmen die grenzüber-

schreitende Zusammenarbeit in Europa. Baden-Württemberg erhält für die 

Förderperiode 2014 bis 2020 rund 78 Mio. Euro, die für die INTERREG A-

Programme zur Verfügung gestellt werden. Zusammen mit den EU-Mitteln 

der weiteren Partner ergeben sich dadurch Fördervolumina in Höhe von 

109,7 Mio. Euro für das Programm INTERREG A „Oberrhein“ und 39,6 Mio. 

Euro für das Programm INTERREG A „Alpenrhein-Bodensee-Hochrhein“. 

Insgesamt stehen damit 2014 bis 2020 für grenzüberschreitende Projekte eu-

ropäische Fördermittel in Höhe von knapp 150 Mio. Euro bereit – das ist ein 

Plus von über 60 Prozent gegenüber der Periode 2007 - 2013. Hinzu kom-

men noch Fördermittel der Schweiz sowie des Fürstentums Liechtenstein. 

Die Programme basieren auf den erfolgreichen Ansätzen der vergangenen 

Förderperioden und setzen gleichzeitig klare Akzente zur Verwirklichung der 
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„Europa 2020-Strategie“ für ein intelligentes, nachhaltiges und integratives 

Wachstum in Europa. Die Mittel werden gemäß der Schwerpunktsetzung 

beider Programme insbesondere für die Bereiche Forschung und Innovation, 

Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung sowie Umwelt und Infrastruktur 

eingesetzt. Gleichzeitig verständigte man sich mit der Kommission darauf, 

auch künftig das zivilgesellschaftliche Engagement von Bürgerinnen und 

Bürgern zu unterstützen, da diese einen unschätzbaren Beitrag zum Zu-

sammenwachsen der Grenzregionen leisten und eine gemeinsame regionale 

Identität fördern. In beiden Programmen ist vorgesehen, das grenzüber-

schreitende Engagement auf zivilgesellschaftlicher Ebene erneut mithilfe von 

Kleinprojektefonds und ähnlichen Initiativen zu fördern. Durch eine frühzeiti-

ge Einbindung der regionalen Akteure und im intensiven Austausch haben 

die Programmpartner jeweils diejenigen grenzüberschreitenden Bereiche 

identifiziert, die den größten Förderbedarf bzw. das größte Kooperationspo-

tenzial besitzen. Den Programmverantwortlichen liegen bereits zahlreiche 

Projektideen und Antragsskizzen vor. Nachdem nun die offiziellen Genehmi-

gungen durch die EU-Kommission erteilt wurden, werden Anfang 2015 die 

weiteren Voraussetzungen für die konkrete Projektförderung geschaffen. Mit 

ersten Förderentscheiden durch die jeweiligen Programmgremien ist Mitte 

2015 zu rechnen.  

 

V. Makrostrategien 

1. EU-Strategie für den Donauraum 

Umsetzung der EU-Strategie für den Donauraum (EUSDR) 

Im Zuge der Weiterentwicklung der Steuerung der EUSDR wurde entschie-

den, einen rotierenden Vorsitz auf Ebene der beteiligten Donauländer zu 

schaffen und diesen jeweils an die Ausrichtung des Jahresforums der Do-

nauraumstrategie als wichtigster zentraler Veranstaltung zu koppeln. Dem 

Vorsitz kommt damit neben der Gastgeberfunktion für das Jahresforum auch 

eine zentrale inhaltliche Steuerungsfunktion zu. Dazu zählt unter anderem 

die Vorbereitung und Ausrichtung des informellen Treffens der Außenminis-

ter der Donaustaaten und die Steuerung der Arbeit der Nationalen Koordina-
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toren. Baden-Württemberg übernimmt diese Aufgabe als erstes Donauland. 

Der Ministerrat wurde am 16. Dezember 2014 über die Schwerpunkte des 

baden-württembergischen Vorsitzes und des Jahresforums sowie der Aktivi-

täten insgesamt im Donaukontext informiert.  

Im Haushalt 2014 des Staatsministeriums standen erneut insgesamt 400.000 

Euro zur Unterstützung von Projekten der EUSDR zur Verfügung. In einer 

zweiten Projekttranche für das Jahr konnten insgesamt sechs Projekte bezu-

schusst werden. Die Projektvergabe erfolgte anhand der vom Kabinett defi-

nierten Schwerpunktthemen des Landes sowie auf Basis der Relevanz der 

Projekte für Baden-Württemberg und der EU-Strategie für den Donauraum, 

ihrem Leuchtturmcharakter sowie der Hebelwirkung für EU-Fördermittel bei 

den dafür geeigneten Programmen. In der zweiten Projekttranche wurde bei-

spielsweise ein Entwicklerwettbewerb für Apps im Bereich Kulturerbe und 

Tourismus im Donauraum für eine Förderung ausgewählt. Dieser Wettbe-

werb, organisiert vom Donaubüro und der MFG Baden-Württemberg, richtet 

sich primär an Start-ups und Studenten im Donauraum. Mit einem zweiten 

Projekt unterstützt das Staatsministerium die Umwelttechnik Baden-

Württemberg beim weiteren Ausbau des Netzwerks Umwelttechnik. Mit den 

Projektmitteln des Staatsministeriums soll die Arbeit stärker auf die Akquise 

europäischer Mittel ausgerichtet werden. Auch in den Themenbereichen 

Verwaltungsausbau im Donauraum und der beruflichen Bildung werden Pro-

jekte gefördert. 

Vorbereitung des 4. Jahresforums der EUSDR in Ulm 

Das 4. Jahresforum zur EUSDR am 29. und 30. Oktober 2015 ist eine ge-

meinsame Veranstaltung der EU-Kommission und des Landes Baden-

Württemberg. Nachdem die EU-Kommission den Förderantrag des Staats-

ministeriums genehmigt hat (Förderbetrag rd. 304.000 Euro), können die 

Veranstaltungsplanungen ab Januar 2015 offiziell beginnen. Am 15. Januar 

2015 findet eine gemeinsame Ortsbegehung der Veranstaltungsräumlichkei-

ten in Ulm und ein anschließendes Arbeitsgespräch mit Vertretern der Gene-

raldirektion Regionalpolitik zur ersten inhaltlichen Abstimmung statt. Schwer-

punkte des Jahresforums sollen die Themenbereiche Fachkräfte, Unterneh-

mertum, Innovation und Zivilgesellschaft sein. Ein erster Programmentwurf 
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soll bis März 2015 vorliegen. Neben der EU-Kommission wird sich auch die 

Stadt Ulm mit 130.000 Euro finanziell am Jahresforum beteiligen. Weiterhin 

werden die städtischen Einrichtungen (Messe, Theater, Ulm-Neu-Ulm-

Touristik) die Großveranstaltung zu unterstützen. 

2. EU-Strategie für den Alpenraum (EUSALP) 

Die EU-Kommission stellte auf einer Stakeholder-Konferenz im Rahmen der 

italienischen Ratspräsidentschaft am 1. und 2. Dezember 2014 in Mailand 

die Ergebnisse der öffentlichen Konsultation zur EUSALP vor. Als wichtigste 

Ziele der EUSALP erachten die Teilnehmer der Konsultation den Ausbau er-

neuerbarer Energien und der Energieeffizienz, den Schutz der Natur und des 

Kulturlandes, die Entwicklung einer gemeinsamen Forschungs- und Innovati-

onsstrategie, die berufliche Bildung sowie einen Ausbau des intermodalen 

und interoperablen Fracht- und Personenverkehrs. Auf Basis der Konsulta-

tionsergebnisse, der Arbeiten der EUSALP-Steuerungsgruppe sowie Vor-

schlägen der EU-Kommission wird nun der Aktionsplan für die EUSALP er-

arbeitet. Dabei ist geplant, pro thematische Säule drei oder vier Schwer-

punktbereiche („Actions“) und dazugehörige Maßnahmen zu definieren. Pa-

rallel dazu wird die Governance-Struktur ausgearbeitet. Die Verabschiedung 

der EUSALP durch die EU-Kommission soll im Frühjahr 2015 erfolgen, die 

Verabschiedung durch den Europäischen Rat ist für Herbst 2015 vorgese-

hen. 

 

VI. Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

1. Frankreich 

Reise von Herrn Minister Friedrich nach Paris am 20. Oktober 2014 

Die deutsch-französischen Beziehungen sowie die grenzüberschreitende Zu-

sammenarbeit entlang der 184 Kilometer langen gemeinsamen Grenze bil-

den einen der Schwerpunkte des europapolitischen Engagements des Lan-

des Baden-Württemberg. So reiste Herr Minister Friedrich am 20. Oktober 

2014 zu politischen Gesprächen mit hochrangigen Vertretern der französi-

schen Regierung nach Paris. 
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In Gesprächen mit Harlem Désir, Staatssekretär für europäische Angelegen-

heiten und Beauftragter für die deutsch-französische Zusammenarbeit im 

französischen Außenministerium, Thomas Audigé, stellvertretender Kabinett-

schef von Arbeitsminister Francois Rebsamen, der auch für die berufliche 

Bildung zuständig ist, dem Berater von Umweltministerin Ségolène Royal, 

Louis Bianco, sowie dem stellvertretenden Generalsekretär der OECD, Ste-

fan Kapferer, wurden die aktuellen politischen Fragen im deutsch-

französischen Verhältnis sowie in der grenzüberschreitenden Zusammenar-

beit diskutiert. 

Im Vordergrund standen dabei insbesondere die Themen Jugendarbeitslo-

sigkeit, Ausbildung und Fachkräftesicherung, die Frage der Stilllegung des 

Kernkraftwerkes Fessenheim sowie die Potenziale großer gemeinsamer In-

dustrie- und Wissenschaftsprojekte wie etwa einer grenzüberschreitenden 

Großforschungseinrichtung, eines Kompetenzclusters Rückbau am Ober-

rhein sowie des Projekts X-Gigawatt-Fabrik, das durch Frankreich, Deutsch-

land und die Schweiz im Bereich der Photovoltaik diskutiert wird. 

Anhörung von Minister Friedrich vor dem französischen Senat zur Ter-
ritorialreform 

Auf Einladung des französischen Senatspräsidenten Gérard Larcher sprach 

Herr Minister Friedrich am 25. November 2014 vor dem französischen Senat 

zu Fragen des Föderalismus und der Regionalisierung. Er wurde von den 

Senatorinnen und Senatoren im Zusammenhang mit dem aktuellen Geset-

zesentwurf über eine neue territoriale Organisation der französischen Repub-

lik angehört und zu dem deutschen föderativen System befragt. 

Bereits im Juni 2014 hatte der französische Präsident François Hollande eine 

weitreichende Territorialreform angekündigt. Dabei soll die Zahl der derzeit 

22 Regionen auf 13 verringert werden und das Elsass mit den Regionen 

Lothringen und Champagne-Ardenne zusammengelegt werden. Die neuen 

Regionen sollen in diesem Zusammenhang mehr Rechte und Befugnisse er-

halten. 

Herr Minister Friedrich erläuterte Tradition, Bedeutung und Vorteile föderaler 

Strukturen in Europa und betonte zudem, dass die enge Verbindung zwi-
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schen Baden-Württemberg und dem Elsass auch nach einer territorialen 

Neuorganisation Frankreichs bestehen bleiben müsse und die Bedeutung 

und Qualität der gemeinsamen grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 

auch nach einer Fusion des Elsass zu einer Großregion nicht nachlassen 

dürfe. 

2. Internationale Bodenseekonferenz 

Die Internationale Bodenseekonferenz (IBK) wurde im Jahr 1972 mit dem 

Ziel initiiert, gemeinsame Lösungen für grenzüberschreitende Herausforde-

rungen zu finden. Baden-Württemberg zählt neben Bayern, Vorarlberg, St. 

Gallen, Thurgau und Schaffhausen zu den sechs Gründungsmitgliedern. In 

den Neunzigerjahren stießen die Kantone Appenzell Innerrhoden, Appenzell 

Ausserrhoden und Zürich sowie das Fürstentum Liechtenstein dazu. Ge-

meinsam bilden diese zehn Partner die IBK in ihrer heutigen Zusammenset-

zung. Zunächst mit einem Fokus auf Fragen des Gewässer- und Umwelt-

schutzes gegründet, kümmert sich die IBK mit ihren sieben Fachkommissio-

nen und verschiedenen Arbeitsgruppen heute um nahezu sämtliche grenz-

übergreifenden Belange der Bodenseeregion. Die IBK ist seit vielen Jahren 

zentrales Handlungsfeld des grenzüberschreitenden Engagements Baden-

Württembergs. 2015 übernimmt Baden-Württemberg den Vorsitz in der IBK. 

Im Rahmen des Vorsitzjahres 2015 möchte die Landesregierung als starker 

und verlässlicher Partner auftreten und der Zusammenarbeit neue Impulse 

verleihen. So soll die IBK weiterentwickelt und gleichzeitig den Bürgerinnen 

und Bürgern näher gebracht werden. Der Vorsitz der IBK im Jahr 2015 soll 

unter dem Motto ‚IBK: ideenreich – bodenständig – kompetent‘ bewusst viel-

fältig gestaltet werden, um möglichst viele Kommissionen und Arbeitsgrup-

pen einzubinden. Insbesondere soll der Mehrwert der IBK für die Menschen 

der Bodenseeregion stärker sichtbar gemacht werden. Gleichzeitig liegt der 

Fokus darauf, die führende Rolle des Bodenseeraums als Modellregion für 

nachhaltige Entwicklung weiter auszubauen. Als führende Institution der 

grenzüberschreitenden Zusammenarbeit leistet die IBK mit ihren Kooperatio-

nen und Projekten seit über 40 Jahren einen wichtigen Beitrag zur Gestal-

tung der Bodenseeregion als attraktivem Lebensraum für rund vier Millionen 

Menschen. Mit ihrer Hilfe können in der gemeinsamen Grenzregion von vier 
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Nationalstaaten Hemmnisse abgebaut und Gemeinsamkeiten weiter ausge-

baut werden. 

3. Vier Motoren für Europa 

Unter Leitung der lombardischen Präsidentschaft der Vier Motoren für Euro-

pa fand vom 26. bis 29. Oktober 2014 eine gemeinsame Mission der Partner-

regionen in die Provinz Québec in Kanada statt. Die Delegation unter Leitung 

von Minister Peter Friedrich konnte sich dabei unter anderem mit dem Chef-

unterhändler der Provinz Quebéc für das europäischen-kanadische Handels-

abkommen CETA, Herrn Pierre Marc Johnson, der Ministerin für internatio-

nale Angelegenheiten, Frau Christine St. Pierre sowie der Ministerin für Im-

migration, Frau Kathleen Weil austauschen. Auf einer Konferenz mit Teil-

nehmern aus Wirtschaft, Verwaltung und Politik haben die Partnerregionen 

der Vier Motoren für Europa ihre jeweiligen Wirtschafts- und Investitionsstan-

dorte vorgestellt. Mit der Unterzeichnung einer gemeinsamen Erklärung ha-

ben die Vier Motoren für Europa und die Provinz Québec vereinbart, künftig 

enger zusammenzuarbeiten, vor allem auf den Gebieten Wirtschaft und In-

novation. Im Rahmen von Firmen- und Hochschulbesuchen und eines Work-

shops konnten sich die Teilnehmer der Wirtschaftsdelegation mit kanadi-

schen Experten aus den Bereichen Elektromobilität sowie Luft- und Raum-

fahrt austauschen. Die politische Delegation, der auch die Abgeordneten Dr. 

Kai Schmid-Eisenlohr und Karl Rombach angehörten, setzte die Reise mit 

einem Besuch in Ontario, Partnerregion Baden-Württembergs, fort. Dabei 

standen neben CETA vor allem die Themen Bildung, Forschung und Innova-

tion im Vordergrund. 

 

VII. Internationales 

1. Schweiz 

Die ökologisch-nationale Ecopop-Initiative (Abkürzung für franz. écologie - 

population) wurde vom Schweizer Stimmvolk am 30. November 2014 mit 

74,1 Prozent der Stimmen abgelehnt. Sie forderte zur Erhaltung der natürli-

chen Lebensgrundlagen eine Begrenzung des Zuzugs auf jährlich 0,2 % der 
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Bevölkerung (jährlich rd. 16.000 Zuwanderer, also deutlich weniger als in den 

vergangenen Jahren mit rd. 80.000 einwandernden Arbeitnehmern jährlich). 

Die Beteiligung der Stimmberechtigten lag bei 49,3 Prozent. Die Ecopop-

Initiative wurde zuvor vom National- und Ständerat sowie vom Bundesrat ab-

gelehnt. 

2. Botschafterkonferenz der Westbalkanstaaten in Stuttgart 

Am 16. Oktober 2014 fand die Botschafterkonferenz mit Vertreterinnen und 

Vertretern der Westbalkanstaaten im Neuen Schloss in Stuttgart statt. Zahl-

reiche Gäste aus Politik, Wirtschaft und dem Diplomatischen und Konsulari-

schen Corps waren der Einladung von Herrn Minister Peter Friedrich und 

dem Botschafter der Republik Österreich, S.E. Dr. Ralph Scheide gefolgt. Bei 

einer Podiumsdiskussion tauschten sich die Vertreterinnen und Vertreter von 

Albanien, Bosnien-Herzegowina, Kosovo, Kroatien, Montenegro, Serbien und 

Slowenien zum Thema „Südosteuropa auf seinem Weg in die Europäische 

Union – politische und wirtschaftliche Perspektiven“ aus. Im Vordergrund 

standen dabei die aktuellen Entwicklungen der Länder auf dem Weg in die 

EU, die Erfahrungen der EU-Mitgliedsstaaten und die Perspektiven des EU-

Beitrittes für die Westbalkanstaaten. 

3. Gemischte Regierungskommission mit Ungarn 

Am 18. November 2014 reiste Minister Peter Friedrich zur 13. Sitzung der 

Gemischten Regierungskommission Baden-Württembergs mit Ungarn nach 

Budapest. Ziel des eintägigen Besuchs war es, die Zusammenarbeit in den 

Bereichen Umweltschutz, Energie, Wirtschaft, Innere Sicherheit, Kultur, Wis-

senschaft, Bildung, Landwirtschaft, soziale Inklusion insbesondere der Ro-

ma, Flüchtlingspolitik und Gesundheit zu vertiefen und gemeinsam mit unga-

rischen Entscheidungsträgern aus Politik und Verwaltung weitere Kooperati-

onsfelder zu erschließen und bestehende zu intensivieren. 
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VIII. Entwicklungspolitik 

Die Umsetzung der Entwicklungspolitischen Leitlinien stand auch im letzten 

Quartal des Jahres 2014 im Mittelpunkt der entwicklungspolitischen Arbeit 

des Staatsministeriums. Von besonderer Bedeutung waren dabei folgende 

Bereiche: 

Der vom Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst und dem Um-

weltministerium ausgeschriebene Hochschulwettbewerb „Campus-

Weltbewerb“ hat zum Wintersemester begonnen. Ziel des Wettbewerbes ist 

die Vernetzung und Zusammenarbeit verschiedener Akteure zu Themen im 

Bereich „globale nachhaltige Entwicklung“. Hochschulangehörige können mit 

einer überzeugenden Projektskizze rund um das Thema globale nachhaltige 

Entwicklung bis zu 5.000 Euro für die Umsetzung ihres Projekts gewinnen. 

Die erste Ausschreibung endet im Januar 2015.  

Zum Wintersemester begann mit konzeptioneller und finanzieller Unterstüt-

zung des Landes ein bundesweiter Pilot, der erstmals Hochschulstrukturen 

(Lehre und Verwaltung) in das etablierte ASA-Studierendenprogramm von 

Engagement Global einbindet. 

Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst förderte in 2014 die 

Konzeptentwicklung eines Masterstudiengangs im Bereich der Entwicklungs-

zusammenarbeit an der Hochschule für Verwaltung in Kehl. Der Studiengang 

soll auch für ausländische Studierende (u.a. aus Burundi) geöffnet werden 

Im April 2014 wurde die Fairtrade Schools-Kampagne in Baden-Württemberg 

gestartet. Seitdem konnten neun Schulen ausgezeichnet werden. Weitere 18 

Schulen haben sich registriert und arbeiten auf die Auszeichnung hin. Zur 

Vernetzung der Fair Trade Schulen untereinander sowie zur Information inte-

ressierter Schulen wird am 12. März 2015 ein erster Fairtrade-Schools-

Kongress in Heidenheim stattfinden. 

Im Zuge der Messe „Global Connect“ wurde vom Ministerium für Finanzen 

und Wirtschaft Anfang November 2014 ein Entwicklungspolitischer Unter-
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nehmensdialog mit dem Ziel gestartet, Akteure der Wirtschaft und der Ent-

wicklungspolitik zusammenzubringen.  

Durch das Projekt „Engagement kommunal – Verantwortung global“, konnten 

weitere baden-württembergische Kommunen für das Thema kommunale 

Entwicklungszusammenarbeit sensibilisiert und gewonnen werden. Im Zuge 

des seitens Engagement Global, des Städtetages Baden-Württemberg, des 

Staatsministeriums und der Stadt Stuttgart geförderten und durchgeführten 

Projektes wurde eine Arbeitsgruppe „Entwicklungspolitik“ beim Städtetag Ba-

den-Württemberg etabliert sowie ein Leitfaden für Kommunen mit Ansprech-

partnern und Best-Practice-Beispielen erstellt. Die offizielle Vorstellung des 

Leitfadens erfolgte im Rahmen der Hauptversammlung des Städtetages Ba-

den-Württemberg am 23.Oktober 2014. 

Das Land Baden-Württemberg hat auch im Jahr 2014 wieder Mittel zur För-

derung von In- und Auslandprojekten zur Verfügung gestellt. Die Förderung 

kommt ausschließlich NGOs zugute. Über die Vergabe der Mittel hat wie in 

den Vorjahren ein unabhängiges Gutachtergremium entschieden. Im Jahr 

2014 konnten neun Projekte im Inland und 16 Projekte im Ausland gefördert 

werden. 

Seit Dezember 2014 ist der erste fair gehandelte Kaffee aus Burundi in Ba-

den-Württemberg erhältlich - derzeit insbesondere in Weltläden. Geplant ist 

jedoch auch der Verkauf in ausgewählten Läden des Einzelhandels. Der Kaf-

fee stammt von der Kleinbauerngenossenschaft Mboneramiryango nahe der 

Stadt Gitega. Im Rahmen einer Burundikaffee-Aktionswoche vom 8. bis 12. 

Dezember 2014 haben die Landesregierung und der Landtag den Kaffee 

zum Einsatz gebracht. 

Auch der fachliche Austausch zwischen Burundi und Baden-Württemberg 

konnte im 4. Quartal 2014 intensiviert werden. So war im November 2014 der 

Präsident des burundischen Rechnungshofes, Elysée Ndaye, beim Landes-

rechnungshof in Karlsruhe zu Gast sowie ein Vertreter des Dezentralisie-

rungsprogramms der GIZ, der sich mit Vertretern des Städtetages Baden-

Württemberg, der Stadt Karlsruhe sowie zivilgesellschaftlichen Organisatio-

nen zu kommunalen Themen austauschen konnte. Beide konnten durch 
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Vermittlung des Staatsministeriums auch als Referenten am Bonn-

Symposium der Stiftung Entwicklung und Frieden mitwirken. 

Die Landesministerien, die Stiftung Entwicklungszusammenarbeit, der Dach-

verband für Entwicklungszusammenarbeit (DEAB) sowie zahlreiche zivilge-

sellschaftliche Akteure haben das Thema Entwicklungszusammenarbeit im 

zu Ende gehenden Jahr 2014 in vielen Veranstaltungen zum Thema ge-

macht: So beispielsweise im Rahmen des federführend von der Stiftung Ent-

wicklungszusammenarbeit (SEZ) und Engagement Global organisierten „4. 

Stuttgarter Forums für Entwicklung“ am 17. Oktober 2014, der Fairtrade-

Towns-Konferenz am 21. November 2014 oder dem BNE-Symposium zum 

Ende der UN-Dekade BNE am 3.Dezember 2014. 

 

IX. Landesvertretung Berlin: Veranstaltungen zu TTIP und CETA 

In einem Round-Table-Gespräch zum Thema „Regulatorische Kooperation“ 

am 8. Oktober 2014 wurden gemeinsam mit Vertreterinnen und Vertretern 

der EU-Kommission, der Zivilgesellschaft und Unternehmen sowie Fachleu-

ten aus der Regulierungszusammenarbeit u.a. Mindestanforderungen an ei-

ne transatlantische Regulierungszusammenarbeit diskutiert. Unter Regulato-

rischer Zusammenarbeit im Rahmen der geplanten TTIP sollen nicht nur be-

stehende regulatorische Handelshemmnisse abgebaut, sondern institutionel-

le Rahmenbedingungen geschaffen werden, um auch zukünftig bei Gesetz-

gebungs- und Normensetzungsaktivitäten Handelsbarrieren zu vermeiden. 

Hierfür soll nach Vorstellung der EU-Kommission ein Regulierungsrat etab-

liert werden. Auch der bereits seit Spätsommer 2014 vorliegende Entwurf 

des umfassenden Freihandels- und Investitionsschutzabkommen zwischen 

der Europäischen Union und Kanada (CETA) enthält Vorschläge für eine 

verbesserte Regulierungszusammenarbeit u.a. in Form eines Regulierungs-

forums. Kritisiert wird jedoch, dass durch eine engere transatlantische regula-

torische Zusammenarbeit existierende Schutzstandards ggf. verwässert wer-

den, neue ambitionierte Gesetze in den Bereichen Umwelt-, Verbraucher- 

und Sozialstandards im Keim ersticken könnten, demokratische Prozesse 
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ausgehöhlt werden und Vertreter der Industrie Sonderrechte erhalten könn-

ten.  

Am 19. November 2014 diskutierten auf Einladung der Landesvertretung, im 

Rahmen einer „Mittagspause in Baden-Württemberg“, die Vertreterinnen und 

Vertreter der in Berlin ansässigen Botschaften und ausländischen Unterneh-

men mit einem Vertreter der EU-Kommission und dem Gesandten der Bot-

schaft von Kanada über die erzielten Verhandlungsergebnisse des bereits 

als Entwurf vorliegenden CETA-Freihandelsabkommens. Im Mittelpunkt 

standen dabei die Chancen aber auch Risiken für die deutschen Länder und 

die Regionen Europas. 

 

X. Landesvertretung Brüssel 

Digitalisierung der Gesellschaft und Wirtschaft 
gemeinsam mit Brüssel gestalten – frühzeitig Akzente setzen 

Bereits kurz nachdem die Ressortzuteilung innerhalb der neuen EU-

Kommission fest stand, hat Minister Friedrich am 8. Oktober 2014 den desig-

nierten Kommissar für Digitale Wirtschaft und Gesellschaft, Günther H. Oet-

tinger, zu einem ersten inhaltlichen Austausch in Brüssel getroffen. Dabei in-

formierte Minister Friedrich Kommissar Oettinger über aktuelle Initiativen und 

die Schwerpunkte der Landesregierung im Bereich Digitalisierung. Wie er-

wartet, wird es künftig zahlreiche Anknüpfungspunkte in diesem Bereich zwi-

schen Baden-Württemberg und Brüssel geben. 

Im Rahmen der Gespräche von Ministerpräsident Kretschmann in Brüssel 

fand am 2. Dezember 2014 eine große, öffentlichkeitswirksame Veranstal-

tung zum Thema „Digitalisierung“ in der Landesvertretung statt. Neben Minis-

terpräsident Kretschmann und Kommissar Oettinger als Hauptredner brachte 

Dr. Manfred Wittenstein (Vorsitzender Lenkungskreis „Allianz 4.0“) als Podi-

umsteilnehmer wichtige Aspekte aus der Praxis und aus Sicht des Landes 

ein. Weitere spannende Gesichtspunkte aus europäischer Sicht zeigte der 

Präsident des Brüsseler Think-Tanks „Lisbon-Council“ auf, den internationa-

len Blickwinkel erläuterte ein Vertreter der OECD. Die Veranstaltung, bei der 
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die Diskutanten die Ebenen „regional“, „europäisch“ und „international“ ab-

deckten, fand außerordentlich große Beachtung beim Brüsseler Publikum. 

Auf Arbeitsebene wurde das Thema Digitalisierung weiter mit Nachdruck ver-

folgt; z.B. fand am 9. Dezember 2014 auf Initiative der EU-Kommission ein 

Workshop der Generaldirektion Kommunikationsnetze, Inhalte und Techno-

logien (CNECT) zu "Big Data Analytics" statt. 

Asylkompromiss in Brüssel flankieren: Lage für Minderheiten innerhalb 
und außerhalb der EU auf europäischer Agenda nach oben bringen 

Ergänzend zu den Gesprächen von Ministerpräsident Kretschmann im De-

zember 2014 führte Minister Friedrich am 7. Oktober 2014 Gespräche mit 

den Amtschefs der Generaldirektionen Justiz (JUST) und Erweiterung (E-

LARG). Dabei diskutierte er mit der geschäftsführenden Generaldirektorin 

Paraskevi Michou und verschiedenen Direktoren und Direktorinnen der Ge-

neraldirektion Justiz über Fragen der Gleichbehandlung von Roma in EU-

Ländern sowie Rechtstaatsmechanismen (u.a. in Ungarn). Mit Generaldirek-

tor Christian Danielsson (GD ELARG) erörterte er die Lage der Roma in den 

Staaten des Westlichen Balkans, insbesondere mit Blick auf die am 8. Okto-

ber 2014 veröffentlichten Fortschrittsberichte der EU-Kommission zu den 

Kandidatenländern. 

Regionale Netzwerke: Bewährtes stärken, Neues schaffen 

Flankierend zu den Aktivitäten im Land hinsichtlich der beiden EU-

Makrostrategien „Donauraum“ und „Alpenraum“ hat sich Baden-Württemberg 

auch in Brüssel aktiv eingebracht: Zur EU-Donauraumstrategie (EUDRS) 

führte Minister Friedrich am 8. Oktober 2014 Gespräche mit Generaldirektor 

Walter Deffaa von der Generaldirektion Regionalpolitik (GD REGIO). Auf Ar-

beitsebene wurden im Berichtszeitraum nach intensivem Verhandlungsmara-

thon mit der GD REGIO zentrale Fragen des Finanzmanagements des 

„Danube Strategy Points“ (DSP) – und damit verbunden auch der „Priority 

Area Coordinators“ – erfolgreich abgeschlossen. Damit sind die Weichen für 

die Arbeitsaufnahme des DSP unter dem Dach der Landesvertretung Brüssel 

im Jahr 2015 gestellt. Das Land ist auch hier Flaggschiff und rückt in Brüssel 

noch mehr ins Zentrum der europäischen Donauaktivitäten. Beim Thema EU-



23

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 15 / 6363

 
 
 
 

- 22 - 

Alpenraumstrategie (EUSALP) nahm Minister Friedrich an den Sitzungen der 

AdR-Intergroup „Makrostrategie Alpenraum“ im Oktober und Dezember teil 

und brachte die Interessen des Landes im Kreis der Regionen ein. 

Wie in den vergangenen Berichtszeiträumen fand auch im 4. Quartal 2014 

ein intensiver Austausch mit der Schweiz statt. Dazu führte Minister Friedrich 

am 8. Oktober 2014 in Brüssel Gespräche mit dem Schweizer EU-

Botschafter Roberto Balzaretti sowie mit Vertretern des Auswärtigen Diens-

tes der EU, Herrn Gianluca Grippa und Frau Nina Obermaier. 

Im Rahmen des noch jungen Netzwerks der „Vanguard-Regionen“ führte Mi-

nister Friedrich am 8. Oktober 2014 in Brüssel Gespräche mit verschiedenen 

Abgeordneten des Europäischen Parlaments. Auf Initiative des Präsidenten 

des „Vier-Motoren“-Partners Rhône-Alpes, Jean-Jack Queyranne, präsentier-

ten Vertreter aus Vanguard-Regionen die Initiative für Wachstum durch 

„Smart Specialisation“ im Europäischen Parlament. 

Im Rahmen der Konferenz „Europa auf dem Weg zur vielfältigen Demokratie: 

Gemeinsam mit Bürgerinnen und Bürgern die Zukunft gestalten“ auf Initiative 

von Staatsrätin Erler und unter Beteiligung von Minister Friedrich erörterten 

am 7. und 8. Oktober 2014 insbesondere Vertreter der regionalen und kom-

munalen Ebene, aus Wissenschaft und Forschung sowie aus den europäi-

schen Einrichtungen Fragen der Legitimation der EU-Institutionen und der 

Bürgerbeteiligung. Dabei brachten Staatsrätin Erler und ihre Stabstelle Erfah-

rungen aus Baden-Württemberg ein. 

Im Rahmen der „Italien-Reihe“ der Landesvertretung Brüssel fand am 3. De-

zember 2014 in Kooperation mit der „Villa Vigoni“ eine Diskussionsveranstal-

tung zur künftigen Rolle der Regionen Europas statt. Unter dem Titel „Neues 

Nationalgefühl – neue Kleinstaaterei – Gefahr für Europa?“ diskutierte Minis-

ter Friedrich mit den Abgeordneten des Europäischen Parlaments Prof. Mer-

cedes Bresso (ehemals Präsidentin der Region Piemont und ehemalige AdR-

Präsidentin) und Gesine Meissner, sowie dem Bundestagsabgeordneten Dr. 

Lars Castellucci (Vorsitzender der deutsch-italienischen Parlamentariergrup-

pe im Deutschen Bundestag) aktuelle Tendenzen innerhalb der Mitgliedstaa-

ten und Regionen der EU unter den Gesichtspunkten „Mehr oder Weniger 
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Europa“ und „Mehr Autonomie und Weniger Nationalstaat“. Die deutsch-

italienische Doppelspitze der „Villa Vigoni“ – Präsident Botschafter a.D. Mi-

chael Gerdts und Generalsekretärin Prof. Dr. Immacolata Amodeo – brach-

ten sich aktiv bei der Veranstaltung ein. 

Neue Entwicklungen innerhalb des Hauses 

Die Besetzung der Referatsleitung 62 (Europapolitik) wurde entschieden: Im 

Februar 2015 wird Frau Dr. Christine Wolf (bislang StM, Referatsleiterin 34) 

ihren Dienst in Brüssel antreten, nachdem Herr Zeno Danner (Ressortvertre-

ter MVI in der LV Brüssel) das Referat nach dem Weggang von Frau Dr. 

Nicola Schelling seit März 2014 kommissarisch leitete. Auch wird Frau Niom-

bo Lomba (bislang Leiterin der Stabsstelle der Staatsrätin für Zivilgesellschaft 

und Bürgerbeteiligung) in die LV-Brüssel wechseln; Schwerpunkt wird das 

Thema AdR sein, wo im Zusammenhang mit der Übernahme der Vollmit-

gliedschaft durch Minister Friedrich mit deutlich mehr Aktivitäten in Brüssel 

gerechnet wird, sein. Weiter wird ein wichtiges Arbeitsfeld das Thema Betei-

ligung / Partizipation (konkret: Europäisches Netzwerk Bürgerbeteiligung) 

sein. 

Im 4. Quartal 2014 wurde der Bauantrag für den Erweiterungsbau der Lan-

desvertretung Brüssel (Rue Belliard 58) eingereicht. Der Auszug des Goethe-

Institutes, das bislang das Gebäude Rue Belliard 58 nutzte, ist zum Herbst 

2015 vereinbart. 
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